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Vorwort zur sechsten, aktualisierten und
überarbeiteten Auflage

Dieses Buch ist im Jahr 2000 erstmals und schon im Jahr 2008 in der 5. Auf-
lage erschie nen. Das Werk soll in einem Band in möglichst verständlicher 
Art und mit Beispielen ergänzt einen Überblick über das schweizerische 
Steuerrecht geben und so für die Praktikerinnen und Praktiker einen Einstieg 
für die Lösung von Steuerfragen und für die Studierenden ein kompaktes 
und pra xisnahes Lehrmittel für den Unterricht auf höherer Stufe sein. 

Die rasante Entwicklung der Gesetzgebung in den letzten zwei Jahren 
macht eine erneute Aktualisierung und Überarbeitung bereits in diesem 
Jahr notwendig. Dies vor allem deshalb, weil am 1. Januar 2010 das neue 
Mehrwertsteuergesetz in Kraft getreten ist. Entsprechend wurde der 
V. Teil, Mehrwertsteuer, komplett neu verfasst.

Ausserdem sind nun die meisten Bestimmungen der Unternehmenssteuer-

reform II in Kraft. Die Änderungen durch die Unternehmenssteuerre-

form II haben wir vollständig eingebaut. Soweit Bestimmungen erst 
später in Kraft treten, werden die von den Änderungen betroffenen 
As pekte jeweils nach geltendem Recht und gleichzeitig auch die jewei-
ligen Änderungen ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der entspre-
chenden Normen dargestellt.

Gesetze, Recht sprechung und Praxis sind auf den neuesten Stand gebracht 
(Stand der Ge setzgebung: 1. Mai 2010).

Im Übrigen wird am bisherigen, bewährten Konzept festgehalten: Das 
Werk konzentriert sich in der Darstellung auf das Wesentliche, und die 
Auseinandersetzung mit der Thematik wird durch zahlreiche Beispiele 
erleichtert, die an den entsprechenden Textstellen optisch gut erkennbar 
eingefügt sind. Zu jedem grösseren Abschnitt wird auf Literatur zur Ver-

tiefung hingewiesen. Dies soll den Leserinnen und Lesern, welche sich 
mit einer Fragestellung ausführlicher auseinandersetzen möchten, den 
raschen Zugang zur entsprechenden Fach literatur erleichtern.  Ausserdem 
sind Verweisungen auf Entscheide des Bundesgerichts eingebaut, welche 
wir als beson ders illustrativ oder wegweisend für die Praxis erachten.



Im Jahr 2005 ist als Ergänzung zum vorliegenden Grundriss des schwei-
zerischen Steuerrechts das Werk «Aufgaben und Lösungshinweise zum 

schweizerischen Steuerrecht» erstmals dazu gekommen. Diese Aufga-
bensammlung samt Lösungshinweisen zum schweizerischen Steuerrecht 
wird im Spätsommer 2010 ebenfalls überarbeitet und aktualisiert in der 
3. Auflage erscheinen.

Ein besonderer Dank gebührt Herrn Prof. Dr. iur. Rolf Benz, der wie schon 
bei der fünften Auflage die Literaturhinweise sowie die Hinweise auf 
wesentliche Rechtsprechung überarbeitet und ergänzt hat. Er hat auch 
das Sachregister erstellt und war uns zudem bei den regelmässigen 
Besprechungen ein herausfordernder Sparringspartner. Rolf Benz wirkt 
überdies bei der aktualisierten Neu-Auflage des Werkes «Aufgaben und 
Lö sungshinweise» als Autor mit.

Speziell danken möchten wir auch Herrn Ivo Pollini, Mehrwertsteuerex-
perte und Zollspezia list, steuerpartner ag, für die kritische Durchsicht des 
neu verfassten V. Teils (Mehrwertsteuer) und seine zahl reichen nützlichen 
Hinweise. 

Last but not least geht unser Dank wiederum an Herrn Reto Aeberli von 
der Cosmos Verlag AG für die kompe tente Begleitung des Projektes und 
an Frau Marlies Allenspach Mäusli für die spannenden Diskussionen um 
Problemlösungsstrategien sowie Zusammenhänge von Steuerrecht, 
Kunst und Kreativität, welche für uns als willkommener Ausgleich zum 
steuer rechtlichen Alltag, aber auch als Denkanstoss für unsere Arbeit 
immer wertvoll sind. 

St. Gallen, im Juni 2010

 Peter Mäusli-Allenspach
 Mathias Oertli
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der direkten Bundessteuer (Berufskostenverordnung; SR 642.118.1)
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–  Verordnung des Bundesrates vom 15. März 1993 über die Besteuerung 
nach dem Aufwand bei der direkten Bundessteuer (SR 642.123)

–  Verordnung des Eidg. Finanzdepartementes vom 3. Oktober 2000 über 
den Abzug besonderer Berufskosten bei der direkten Bundessteuer 
von vorübergehend in der Schweiz tätigen leitenden Angestellten, 
Spezialisten und Spezialistinnen (Expatriates-Verordnung; 

 SR 642.118.3)
–  Verordnung des Eidg. Finanzdepartementes vom 19. Oktober 1993 

über die Quellensteuer bei der direkten Bundessteuer (SR 642.118.2)
–  Verordnung des Bundesrates vom 20. Oktober 1993 über die Besteue-

rung von natürlichen Personen im Ausland mit einem Arbeitsverhältnis 
zum Bund oder zu einer andern öffentlich-rechtlichen Körper schaft 
oder Anstalt des Inlandes (SR 642.110.8)

–  Verordnung des Bundesrates vom 16. November 1994 über die Errich-
tung des Nachlassinventars für die direkte Bundessteuer (SR 642.113)

–  Verordnung des Bundesrates vom 4. März 1996 über den Ausgleich der 
Folgen einer kalten Progression für die natürlichen Personen bei der 
direkten Bundessteuer (SR 642.119.2)

–  Verordnung des Eidg. Finanzdepartementes vom 19. Dezember 1994 
über die Behandlung von Erlassgesuchen für die direkte Bundessteuer 
(SR 642.121)

–  Verordnung des Bundesrates vom 13. November 1985 über die steuer-
liche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte Vorsorgefor-
men (BVV 3; SR 831.461.3)

Zahlreiche Kreisschreiben, Merkblätter und Rundschreiben der Eidg. Steuer-

verwaltung, aufgeführt in Anhang 1

Kantonale Steuern

•  BV 3, 127, 129
•  Bundesgesetz vom 14. Dezember 1990 über die Harmonisierung der 

direkten Steuern der  Kantone und Gemeinden (StHG; SR 642.14)
•  Verordnung vom 9. März 2001 über die Anwendung des Steuerharmoni-

sierungsgesetzes im interkantonalen Verhältnis (SR 642.141)
• Kantonale Steuergesetze (vgl. Die Steuern der Schweiz, bearbeitet von 

der Eidgenössischen Steuerverwaltung, 16 Bände, Loseblattsammlung, 
Basel)

Zahlreiche Kreisschreiben der SSK, aufgeführt in Anhang 2



Rechtsgrundlagen 45

Verrechnungssteuer

• BV 132 Abs. 2
• Bundesgesetz vom 13. Oktober 1965 über die Verrechnungssteuer  

(VStG; SR 642.21)
• Verordnung vom 12. Dezember 1966 über die Verrechnungssteuer 

(VStV; SR 642.211)

Zahlreiche Kreisschreiben, Merkblätter und Rundschreiben der Eidg. Steuer-

verwaltung, aufgeführt in Anhang 1

Bekämpfung der Schwarzarbeit

• BV 110 Abs. 1
• Bundesgesetz vom 17. Juni 2005 über Massnahmen zur Bekämpfung der 

Schwarzarbeit (BGSA; SR 822.41)
• Verordnung des Bundesrates vom 6. September 2006 über Massnahmen 

zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (VOSA; SR 822.411)

Zinsbesteuerung

• BV 173 Abs. 2
• Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der 

Europäischen Gemeinschaft vom 26. Oktober 2004 über Regelungen, die 
den in der Richtlinie 2003/48/EG des Rates im Bereich der Besteuerung 
von Zinserträgen festgelegten Regelungen gleichwertig sind (ZBstA;  
SR 0.641.926.81)

• Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft vom 26. Ok tober 
2004 über den Zeitpunkt der Anwendung des Abkommens zwischen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Gemeinschaft 
über Regelungen, die den in der Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom  
3. Juni 2003 im Bereich der Besteuerung von Zinserträgen festgelegten 
Regelungen gleichwertig sind (SR 0.641.926.811)

• Bundesbeschluss vom 17. Dezember 2004 über die Genehmigung und die 
Umsetzung der bilateralen Abkommen zwischen der Schweiz und der EU 
über die Zinsbesteue rung.

• Bundesgesetz vom 17. Dezember 2004 zum Zinsbesteuerungsabkommen 
mit der Europäischen Gemeinschaft (ZBstG; SR 641.91)



46 Rechtsgrundlagen

• Verordnung des Bundesrates vom 22. Dezember 2004 über die Steuer-
entlastung schweizerischer Dividenden aus wesentlichen Beteiligungen 
ausländischer Gesellschaften (SR 672.203)

• Verordnung des EFD vom 14. Juni 2005 über die Verzinsung ausstehender 
EU-Steuerrückbehaltsbeträge (SR 641.912.11)

• Verordnung des EFD vom 8. Juni 2006 über den Schlüssel zur Verteilung 
des Kantonsanteils am EU-Steuerrückbehalt auf die Kantone (SR 641.912.21)

• Wegleitung der EStV vom 29. Februar 2008 zur EU-Zinsbesteuerung (Steu-
errückbehalt und freiwillige Meldung)

• Wegleitung der EStV vom 15. Juli 2005 betreffend die Aufhebung der 
schweizerischen Verrechnungssteuer auf Dividendenzahlungen zwischen 
verbundenen Kapitalgesellschaften im Verhältnis zwischen der Schweiz 
und den Mitgliedstaaten der Europäischen Union

Stempelabgaben

• BV 132 Abs. 1
• Bundesgesetz vom 27. Juni 1973 über die Stempelabgaben (StG; SR 

641.10)
• Verordnung vom 3. Dezember 1974 über die Stempelabgaben (StV; SR 

641.101)
• Verordnung vom 15. März 1993 über die Aufhebung der Umsatzabgabe 

auf der Emission von Schweizerfranken-Anleihen ausländischer Schuld-
ner (SR 641.131)

• Verordnung vom 29. November 1996 über die Verzinsung ausstehender 
Stempelabgaben (SR 641.153)

Kreisschreiben und Merkblätter der Eidg. Steuerverwaltung, aufgeführt in 

Anhang 1

Mehrwertsteuer

• BV 130
• BV 196 Ziff. 3 Abs. 2 lit. e (Übergangsbestimmung zu BV 187)
• BV 196 Ziff. 14 (Übergangsbestimmung zu BV 130)
• Bundesgesetz vom 12. Juni 2009 über die Mehrwertsteuer (MWSTG;  

SR 641.20)
• Mehrwertsteuerverordnung vom 27. November 2009 (MWSTV; SR 641.201) 
• Verordnung der EStV vom 11. Dezember 2009 über Zertifizierungsdienste 

im Bereich der EIDI-V (SR 641.201.11)
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• Verordnung des EFD vom 11. Dezember 2009 über elektronische Daten 
und Informationen (EIDI-V; SR 641.201.511)

• Verordnung des EFD vom 11. Dezember 2009 über die steuerbefreite 
Einfuhr von Gegenständen in kleinen Mengen, von unbedeutendem Wert 
oder mit geringfügigem Steuerbetrag (SR 641.204) 

• Verordnung des EFD vom 11. Dezember 2009 über die Steuerbefreiung 
von Inlandlieferungen von Gegenständen zwecks Ausfuhr im Reisever-
kehr (SR 641.202.2) 

• Verordnung des EFD vom 11. Dezember 2009 über die Verzugs- und Ver-
gütungszinssätze (SR 641.207.1) 

• Bundesbeschluss vom 20. März 1998 über die Anhebung der Mehrwert-
steuersätze für die AHV/IV (SR 641.203) 

• Verordnung vom 19. April 1999 über das Verfahren zur Überweisung des 
Mehrwertsteuer-Ertragsanteils an den Ausgleichsfonds der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung (AHV) (SR 641.203.2) 

• Verordnung der EStV vom 8. Dezember 2009 über die Höhe der Saldo-
steuersätze nach Branchen und Tätigkeiten (SR 641.202.62)

Informationsbroschüre, MWST-Infos, MWST-Praxis-Info, Branchen-Infos der 

EStV, aufgeführt in Anhang 3. 

Übrige Steuern

Biersteuer

• BV 131 Abs. 1 lit. c
• BV 196 Ziff. 15 (Übergangsbestimmung zu BV 131)
• Bundesgesetz vom 6. Oktober 2006 über die Biersteuer (Biersteuergesetz, 

BStG; SR 641.411)
• Verordnung vom 15. Juni 2007 über die Biersteuer (Biersteuerverordnung, 

BStV; SR 641.411.1)

Tabaksteuer

• BV 131 Abs. 1 lit. a
• Bundesgesetz vom 21. März 1969 über die Tabakbesteuerung (Tabaksteu-

ergesetz, TStG; SR 641.31)
• Verordnung vom 24. September 2004 über die Änderung der Steuertarife 

für Schnitttabak sowie für Zigaretten und Zigarettenpapier (SR 641.310)
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• Verordnung vom 15. Dezember 1969 über die Tabakbesteuerung (Tabak-
steuerverordnung, TStV; SR 641.311)

Besteuerung gebrannter Wasser (Alkoholsteuer)

• BV 131 Abs. 1 lit. b
• Bundesgesetz vom 21. Juni 1932 über die gebrannten Wasser (Alkohol-

gesetz, AlkG; SR 680)
• Verordnung vom 6. April 1962 zum Bundesgesetz über die gebrannten 

Wasser und zum Bundesgesetz über die Hausbrennerei (AlkV; SR 680.11)

Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA)

• BV 85
• Bundesgesetz vom 19. Dezember 1997 über eine leistungsabhängige 

Schwerverkehrsabgabe (Schwerverkehrsabgabegesetz, SVAG; SR 641.81)
• Verordnung vom 6. März 2000 über eine leistungsabhängige Schwerver-

kehrsabgabe (Schwerverkehrsabgabeverordnung; SR 641.811)

Automobilsteuer

• BV 131 Abs. 1 lit. d
• Automobilsteuergesetz vom 21. Juni 1996 (AStG; SR 641.51)
• Automobilsteuerverordnung vom 20. November 1996 (AStV; SR 641.511)

Mineralölsteuer

• BV 131 Abs. 1 lit. e und Abs. 2
• BV 86 Abs. 1
• Mineralölsteuergesetz vom 21. Juni 1996 (MinöStG; SR 641.61)
• Mineralölsteuerverordnung vom 20. November 1996 (MinöStV; SR 

641.611)

Nationalstrassenabgabe (Autobahnvignette)

• BV 86 Abs. 2
• Verordnung vom 26. Oktober 1994 über die Abgabe für die Benützung 

von Nationalstrassen (Nationalstrassenabgabe-Verordnung, NSAV; SR 
741.72)

• Verordnung vom 7. November 1994 über die Aufwandentschädigung für 
den Verkauf der «Autobahn-Vignette» zur Benützung der National-
strassen (SR 741.724)
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Spielbankenabgabe

• BV 106 Abs. 3
• Bundesgesetz vom 18. Dezember 1998 über Glücksspiele und Spielbanken 

(Spielbankengesetz, SBG; SR 935.52) 
• Verordnung vom 23. Februar 2000 über Glücksspiele und Spielbanken 

(Spielbankenverordnung, VSBG; SR 935.521) 

Zölle

• BV 133
• Zollgesetz vom 18. März 2005 (ZG; SR 631.0)
• Zollverordnung vom 1. November 2006 (ZV; SR 631.10)

CO2-Abgabe

• BV Art. 74
• Bundesgesetz vom 8. Oktober 1999 über die Reduktion der CO2-Emis-

sionen (CO2-Gesetz; SR 641.71)
• Verordnung vom 22. Juni 2005 über die Anrechnung der im Ausland 

erzielten Emissionsverminderungen (CO2-Anrechnungsverordnung; SR 
641.711.1)

• Verordnung vom 8. Juni 2007 über die CO2-Abgabe (CO2-Verordnung; SR 
641.712)

• Verordnung des UVEK vom 27. September 2007 über das nationale Emis-
sionshandelsregister (SR 641.712.2)

• Bundesbeschluss vom 23. März 2007 über die Kompensation der CO2-
Emissionen von Gaskombikraftwerken (SR 641.72)

• Verordnung vom 21. Dezember 2007 über die Kompensation der CO2-
Emissionen von Gaskombikraftwerken (SR 641.721)
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I. TEIL: GRUNDLAGEN

1 Steuern als öffentliche Abgaben

Literatur zur Vertiefung: 
BLUMENSTEIN/LOCHER, System, S. 1 ff.

HÖHN/WALDBURGER, Steuerrecht I, S. 3 ff. 

OBERSON, Droit fiscal, S. 3 ff.

REICH, Steuerrecht, S. 17 ff. 

RYSER/ROLLI, Précis, S. 3 ff. 

WYSS DANIELA, Kausalabgaben, Zürich 2009

Als Gemeinwesen treten in der Schweiz der Bund, die Kantone und die 
Gemeinden, in einigen Kantonen zusätzlich Bezirke und Kreise auf. Diese 
Gemeinwesen haben zahlreiche Aufgaben zu erfüllen. Für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben erheben sie aufgrund ihrer Hoheitsgewalt von den ihnen 
unterstellten Personen Leistungen in Form von Naturallasten und öffentli-
chen Abgaben. Die Naturallasten und öffentlichen Abgaben werden als 
öffentliche Lasten bezeichnet.

Naturallasten sind jene Leistungen, die das Individuum persönlich (z. B. 
Militärdienst, Feuerwehrdienst) oder in Form von Sachaufwendungen (z. B. 
Parkplatz- oder Schutzraumerstellung) erbringt.

Öffentliche Abgaben sind finanzielle Leistungen des Individuums an das 
Gemeinwesen. Die öffentlichen Abgaben werden im Allgemeinen in Kau-
sal abgaben und Steuern unterteilt.

Kausalabgaben sind jene öffentlichen Abgaben, die im Zusammenhang mit 
einer Gegenleistung des Gemeinwesens erhoben werden. Steuern  dagegen 
sind ohne Anspruch auf eine konkrete Gegenleistung geschuldet.

Die Kausalabgaben werden weiter unterteilt in
• Gebühren;
• Vorzugslasten (auch Beiträge genannt);
• Ersatzabgaben.
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Gebühren sind das Entgelt für bestimmte, vom Individuum veranlasste 
Amtshandlungen wie Verwaltungsgebühren (Gebühr für das Ausstellen 
von Ausweisen, schriftliche Bescheinigungen, Erteilen von Baubewilligun-
gen, Gerichtsgebühren) oder für die Benützung einer öffentlichen Einrich-
tung (Benützungsgebühr: z. B. Schulgelder, Spitalgebühren, Müllabfuhr).

Vorzugslasten gleichen einen Sondervorteil aus, der einem Individuum aus 
einer öffentlichen Einrichtung erwächst. Sie werden teilweise auch als 
Beiträge bezeichnet und häufig im Zusammenhang mit Bauten erhoben, 
welche der Erschliessung von Bauland dienen  (Grundeigentümerbeiträge 
für Strassen, Kanalisation und Kläranlagen, Wasser-, Gas- und Elektrizitäts-
leitungen).

Bei den Ersatzabgaben handelt es sich um finanzielle Leistungen eines 
Individuums als Ersatz für Naturallasten, von denen es dispensiert wird 
(Militärpflichtersatz, Feuerwehrpflichtersatz).

Bei den Kausalabgaben hat das Gemeinwesen v. a. das Kosten deckungs- und 
das Äquivalenzprinzip zu beachten. Nach dem Kosten deckungsprinzip soll der 
Gesamtbetrag der Abgabe die gesamten Kosten für die Leistungserbringung 
nicht übersteigen. Das Äquivalenzprinzip verlangt, dass die Abgabe nicht in 
einem offensichtlichen Missverhältnis zum objektiven Wert der Leistung steht.

Im Gegensatz zu den Kausalabgaben sind Steuern «voraussetzungslos» 
geschuldet. Sie werden einzig aufgrund der Zugehörigkeit des Abgabe-
pflichtigen zum Gemeinwesen erhoben. Unbeachtlich ist dabei, ob dieser 
die Leistungen des Gemeinwesens, die daraus finanziert werden, in 
Anspruch nimmt oder nicht.

Mit den Steuern beschaffen sich die Gemeinwesen in erster Linie die not-
wendigen Einnahmen zur Deckung ihrer allgemeinen Ausgaben oder zur 
Finanzierung bestimmter Aufgaben (fiskalischer Zweck); sie können jedoch 
auch der Verhaltenslenkung dienen (Lenkungsabgaben). Die Steuern sind 
finanzielle Leistungen der Individuen an das Gemeinwesen, die dieses auf-
grund seiner Hoheitsgewalt einfordert.

Als Gemeng- oder Kostenanlastungssteuern werden Abgaben bezeichnet, die 
Elemente einer Kausalabgabe und einer Steuer aufweisen. Ein Teil ist Entgelt 
für staatliche Leistungen oder Vorteile, der Rest ist eine gegenleistungslos 
geschuldete Abgabe. Auch diese Abgaben stellen Steuern dar, weil sie vor-
aussetzungslos, d. h. unabhängig vom konkreten Nutzen oder vom konkreten 
Verursacheranteil des Pflichtigen, erhoben werden (BGE 129 I 346 ff.).
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Beispiele für Gemeng- bzw. Kostenanlastungssteuern:

•  Abgabe für Inventarerstellung in Promillen des inventarisierten Vermögens;

• Hundesteuer;

• Kurtaxen;

• Motorfahrzeugsteuern;

• Schiffssteuer;

• Verkehrstaxe.

Öffentliche Abgaben

Finanzielle Leistung an 
das Gemeinwesen

Kausalabgabe

Entgelt für eine dem Individuum 
zurechenbare Leistung des Staates

Steuer

Abgabe ohne direkte 
 Gegenleistung des Staates

Darstellung 1: Öffentliche Abgaben

Gemengsteuer 
(Kostenanlastungssteuer)

Gebühr 

Entgelt  
für die 
Inanspruch-
nahme   
staat licher 
Einrich-
tungen und 
Leistungen

Schul-
gebühr 
Gerichts-
gebühr  
Briefmarke  
Park gebühr 
Entsor-
gungsge-
bühr

Vorzugslast 

Entgelt für 
besondere 
wirtschaftli-
che Vorteile 

Perimeter-
bei träge für 
Grundstück-
eigen tümer

Ersatzabgabe 

Ersatz für 
Naturallast 

Militär-
pflichtersatz 
Parkplatz-
ersatzabgabe 
Feuerwehr-
pflichtersatz

Allgemeine 
Steuer

Deckung des 
allgemeinen 
Finanzbe-
darfs

Direkte Bun-
dessteuer
Verrech-
nungssteuer 
Mehrwert-
steuer 
Stempelab-
gaben

Zwecksteuer

Finanzie-
rung 
bestimmter 
Aufgaben

Spiel banken- 
abgabe

Lenkungs-
steuer

Lenkung 
des  
Verhaltens 
von 
 Personen 

Alkohol-  
und  
Tabak-
steuern


